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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates betreffend die Verringerung der 
Wasserverschmutzung durch die Zellstoffabriken in den Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, insbesondere auf Arti- 
kel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Sorge um den Schutz und die Verbesse- 
rung der Umwelt haben einige Mitgliedstaaten be- 
reits Maßnahmen zur Sanierung ihrer Gewässer er- 
griffen, andere bereiten solche Maßnahmen vor. 
Dabei handelt es sich insbesondere um technische 
Vorschriften betreffend die Schadstoffemissionen, die 
von den Zellstoffabriken einzuhalten sind. 

Die von den Mitgliedstaaten erlassenen Rechts- 
vorschriften zur Verringerung der Wasserverschmut- 
zung durch die Zellstoffindustrie sind nicht einheit- 
lich; die Unterschiede beeinflussen die Wettbewerbs- 
bedingungen in der Gemeinschaft und wirken sich 
daher unmittelbar auf das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes aus. 

Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften für den Umweltschutz *) sieht spezifische 
Aktionen im Bereich bestimmter Industriesektoren 
und namentlich der Zellstoffindustrie vor; die Aktio- 
nen zielen darauf ab, die von dem betreffenden Sek- 
tor ausgehenden Verunreinigungen an der Quelle 
zu verringern. 

Der Schutz der Gewässer in der Gemeinschaft er- 
fordert die Festlegung zulässiger Werte für die 


Schadstoffableitungen; diese Werte müssen von den 
bestehenden Anlagen innerhalb eines Zeitraums von 
maximal zehn Jahren nach Inkrafttreten der Richt- 
linie erreicht werden. 

Neue Fabriken sowie Anlagen, die zur Erweite- 
rung der bestehenden Fabriken errichtet worden 
sind, müssen die Verfahren zur Eindämmung der 
Verschmutzung so anwenden, daß die genannten 
Werte spätestens zwölf Monate nach Betriebsbe- 
ginn erreicht sind. Dies liegt im Interesse des Um- 
weltschutzes. 

Soweit bestehende Fabriken Ableitungen in Ge- 
zeitenwasser vornehmen, ohne die Qualität dieses 
Wassers dadurch nennenswert zu beeinträchtigen, 
sollten Abweichungen von den in der Anlage vor- 
gesehenen Normen genehmigt werden können. 

Die Entwicklung der Technik erfordert eine 
schnelle Anpassung der in der Anlage enthaltenen 
technischen Vorschriften; um die hierfür notwen- 
digen Schritte zu erleichtern, muß ein Verfahren 
zur Einleitung einer engen Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission im 
Rahmen des Ausschusses für die Anpassung der 
vorliegenden Richtlinie an den technischen Fort- 
schritt festgelegt werden - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Richtlinie betrifft die Eindämmung der 
Wasserverschmutzung durch bestehende und 
neue Zellstoffabriken. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 112 
vom 20. Dezember 1973 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21 / 36 35 51 



Drucksache 7/321 2 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


2. Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten: 

— „Wasser": fließendes und stehendes Süßwas- 
ser, Grundwasser, Brackwasser, Mündungs- 
und Küstengewässer; 

— „Zellstoffabrik": jede Anlage, die ausschließ- 
lich oder unter anderem Zellstoff herstellt; 

— „bestehende Anlage": eine Zellstoffabrik, die 
bei Inkrafttreten dieser Richtlinie in Tätig- 
keit ist; 

— „neue Anlage": eine Zellstoffabrik, die ihre 
Tätigkeit nach Inkrafttreten dieser Richtlinie 
aufnimmt. 

Artikel 2 

1. Die bestehenden Anlagen verringern ihre Schad- 
stoffemission auf die Werte der Tabelle in der 
Anlage, die Bestandteil dieser Richtlinie ist. Die 
Verringerung ist innerhalb von maximal zehn 
Jahren nach Inkrafttreten dieser Richtlinie durch- 
zuführen. 

2. Der Zeitplan der Verringerung berücksichtigt die 
Auswirkungen auf die Wettbewerbslage der be- 
troffenen Unternehmen, soweit sie nachteilige 
wirtschaftliche oder soziale Folgen haben könn- 
ten. 

Artikel 3 

Die Belastung durch Abwasser aus neuen Anlagen 
sowie aus Einrichtungen, die zur Erweiterung be- 
stehender Anlagen geschaffen worden sind, darf 
spätestens zwölf Monate nach der Inbetriebnahme 
nicht mehr über die in der Anlage aufgeführten 
Emissionsnormen hinausgehen. 


Artikel 4 

1. Nehmen bestehende Anlagen Ableitungen in 
Gezeitenwasser vor, ohne die Qualität der Auf- 
nahmegewässer nennenswert zu mindern, was 
namentlich unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Qualitätsziele und nach Maßgabe des Verwen- 
dungszwecks der Aufnahmegewässer zu beurtei- 
len ist, so können die Mitgliedstaaten Abwei- 
chungen von den in der Anlage aufgeführten 
Normen genehmigen. 


2. Genehmigungen dieser Art sind zu befristen; 
sie erlöschen automatisch spätestens 5 Jahre 
nach dem Zeitpunkt ihrer Erteilung. Es können 
weitere Genehmigungen für maximal 5 Jahre 
erteilt werden, wobei die Entwicklung der Um- 
weltqualität, die Auswirkungen der in den ver- 
gangenen 5 Jahren vorgenommenen Emissionen 
auf die Umwelt und die technischen Fortschritte 
des Umweltschutzes in der Zellstoffindustrie zu 
berücksichtigen sind. 

3. Vor Genehmigung einer Abweichung und vor 
Verlängerung einer Genehmigung leiten die Mit- 
gliedstaaten die betreffenden Unterlagen jeweils 
der Kommission zur Einsichtnahme zu. 


Artikel 5 

Die Änderungen, die zur Anpassung der Anlage 
zu dieser Richtlinie an den technischen Fortschritt 
notwendig sind, werden nach dem Verfahren ge- 
mäß Artikel 7 festgelegt. 


Artikel 6 

1. Es wird ein Ausschuß für die Anpassung dieser 
Richtlinie an den technischen Fortschritt einge- 
setzt (im folgenden als „Ausschuß" bezeichnet), 
der aus Vertretern der Mitgliedstaaten besteht, 
und in dem ein Vertreter der Kommission den 
Vorsitz führt. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Artikel 7 

1. Wird das in diesem Artikel festgelegte Verfah- 
ren in Anspruch genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende den Ausschuß von sich aus oder auf 
Antrag des Vertreters eines Mitgliedstaates. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsit- 
zende nach der Dringlichkeit der betreffenden 
Frage bestimmen kann. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von 41 Stimmen zu- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
5. Februar 1975 - 1/4 -680 70 -E- Um 13/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20. Januar 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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stände, wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten 
nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages gewo- 
gen werden. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht ge- 
nommenen Maßnahmen, wenn sie der Stel- 
lungnahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme 
ergangen, so schlägt die Kommission dem Rat 
unverzüglich die zu treffenden Maßnahmen 
vor. Der Rat beschließt mit qualifizierter 
Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, 
so werden die vorgeschlagenen Maßnahmen 
von der Kommission getroffen. 


Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser 


Richtlinie binnen zwei Jahren nach ihrer Bekannt- 
gabe nachzukommen, und setzen die Kommission 
hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der wichtigsten inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften mitgeteilt wird, 
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden 
Gebiet erlassen. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission peri- 
odisch die technischen Kenntnisse sowie die Er- 
fahrungen und Ergebnisse mit, die sie bei der 
Anwendung der auf Grund dieser Richtlinie er- 
lassenen Bestimmungen gewonnen haben. 

Die Kommission leitet den anderen Mitglied- 
staaten ein Gesamtverzeichnis dieser Informatio- 
nen zu. 


Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anlage 


Eindämmung der durch bestehende Zellstoffabriken 
verursachten Umweltbelastung 

1. Eine Anlage wird gekennzeichnet durch die Art 
(Kraftzellstoff, Bisulfitzellstoff, Halbzellstoff, 
Holzschliff) und den Umfang (Tonnen je Tag) 
ihrer Produktion. 


2. Bei der Eindämmung der Belastung geht es in 
erster Linie darum, den Gehalt an Schwebstof- 
fen (SS) und den biochemischen Sauerstoffbe- 
darf in fünf Tagen (BSB5) des Abwassers zu ver- 
ringern. Die Emissionsnormen, ausgedrückt in 
kg/t (10 v. H. Feuchtegehalt) Tagesproduktion, 
sind in der nachstehenden Tabelle aufgeführt. 


Tabelle 



Art der Produktion 


A 

B 


DBO 

MES 

MES 


Kraftzellstoff 

roh 

5 

2,5 

10 


gebleicht 

9 

10 

20 

Bisulfitzellstoff 

mit Beseitigung oder Wiederver- 
wendung der Ablauge 

45 

12,5 

50 


ohne Beseitigung oder Wieder- 
verwendung der Ablauge 

80 

15 

85 

Halbzellstoffe 

Kapazität >150 t/Tag 

8 

5 

5 


Kapazität < 150 t/Tag 

60 

13 

60 

Holzschliff 

| 

I 

i 

5 

5 

5 


3. Wird die Verringerung des biochemischen Sauer- 
stoffbedarfs in durchlüfteten Teichen vorgenom- 
men, so gelten die Werte der Spalte B. Wird 
der biochemische Sauerstoffbedarf auf andere 


Weise, namentlich durch Belebtschlamm, verrin- 
gert, so sind die Werte der Spalte A einzuhal 
ten. 
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Begründung 

I. Anmerkungen zu der vorgeschlagenen Richtlinie 

1. Die Richtlinie wird als Maßnahme zur Harmoni- 
sierung der einzelstaatlichen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften im Rahmen des Umweltschutzpro- 
gramms der Europäischen Gemeinschaften vorge- 
legt 2 ). Dieses Programm fordert besondere Auf- 
merksamkeit gegenüber solchen gewerblichen und 
industriellen Tätigkeiten, bei denen Produktions- 
verfahren zur Anwendung kommen, die eine Ab- 
leitung von Schadstoffen in die Umwelt und speziel- 
ler in die Binnen- und Küstengewässer der Gemein- 
schaft zur Folge haben. Die Kommission ist beauf- 
tragt worden, Untersuchungen über bestimmte Indu- 
striesektoren durchzuführen, um die Art der Um- 
weltschutzprobleme genau zu bestimmen, die besten 
technisch-wirtschaftlichen Lösungen zu finden und 
die Gewährung aller beantragten finanziellen Bei- 
hilfen unbeschadet der Anwendung des Artikels 92 
ff. des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu harmonisieren. 

Im Rahmen der Papier- und Zellstoffindustrie mußte 
dem Zellstoffsektor Vorrang zuerkannt werden, da 
die einschlägigen Produktionsverfahren zu einer 
starken Umweltverschmutzung führen können. 

Das dringendste Umweltproblem ist die Wasserver- 
schmutzung durch die Zellstoffindustrie ; die Verhü- 
tung dieser Verschmutzung ist das Hauptziel der 
als Entwurf beigefügten Richtlinie. Von Zellstoffabri- 
ken geht auch eine Verschmutzung der Luft und des 
Bodens aus; die dadurch bedingte Umweltbelastung 
wird jedoch als weniger schwerwiegend angesehen. 
Die Kommission behält sich vor, zu Umweltbela- 
stungen anderer Art als die Wasserverschmutzung 
später angemessene Vorschläge zu unterbreiten. 

2. Die als Anlage beigefügte Studie der Kommis- 
sion „Umweltverschmutzung durch die Zellstoff- 
industrie' 1 hat folgende Situation auf gezeigt: 

Die Abfälle der Zellstoffabriken können erhebliche 
Mengen Schwebstoffe enthalten, den Sauerstoffge- 
halt der Aufnahmegewässer gefährlich verringern, 
toxische Substanzen enthalten, die Aufnahmege- 
wässer verfärben sowie Schaum in diesen Gewäs- 
sern bilden. Ob es zu solchen Belastungen kommt 
oder nicht, hängt jedoch von folgenden Faktoren ab: 

— Art des Zellstoffherstellungsverfahrens 

— Volumen und Art der Ableitung 

— Eigenschaften des aufzunehmenden Mediums 

— Stand der in den Mitgliedstaaten erlassenen 
Rechtsvorschriften zur Überwachung der Schad- 
stoffemission. 

Nach BSBs und Schwebstoffen, den allgemein zur 
Bestimmung der Wasserverschmutzung durch Zell- 
stoffabriken benutzten Einheiten, dürfte das Ver- 
fahren der Sulfitzellstoffherstellung die ernstesten 
Probleme aufwerfen: 


Bei einer Sulfitzellstoffabrik mit technischen Anla- 
gen vom Stand 1970 können die Belastungswerte 
450 kg/t BSB 5 und 60 kg/t Schwebstoffe betragen 
(ohne Berücksichtigung der Auswirkungen externer 
Aufbereitungsmaßnahmen). Daß eine solche Um- 
weltbelastung erheblich ist, zeigt ein Vergleich mit 
dem Kraftverfahren, bei dem die Kochlauge häufig 
rückgeführt wird. Das letztere Verfahren kann mit 
mittleren Belastungswerten von nur 40 kg/t BSBs 
und 10 kg/t Schwebstoffe arbeiten. 

3. Bisher haben wenige Mitgliedstaaten Rechtsvor- 
schriften erlassen, die speziell auf die Abwasser- 
beseitigung der Zellstoffabriken anwendbar sind. In 
Belgien bestehen Umweltqualitätsnormen speziell 
für die Zellstoffindustrie, und in Frankreich ist im 
Juni 1972 zwischen dem (damaligen) Ministerium 
für Kultur und Umwelt und dem Französischen Ver- 
band der Papier-, Pappen- und Zelluloseindustrien 
der „Contrat de Branche" geschlossen worden. 
Deutschland beabsichtigt, die Schadstoffableitung zu 
besteuern. Die Gesetzgebung auf dem Umweltgebiet 
enthält in den meisten anderen Ländern „Richt- 
werte". 

Diese voneinander abweichenden Rechtsvorschriften 
und Verwaltungsmaßnahmen können zu unterschied- 
lichen finanziellen Lasten des betroffenen Sektors 
in den einzelnen Mitgliedstaaten führen; infolgedes- 
sen könnten sie den Wettbewerb verzerren und das 
reibungslose Funktionieren des Gemeinsamen Mark- 
tes beeinträchtigen. 

4. Die Umweltverschmutzung durch die Zellstoff- 
industrie kann auf vielfältige Weise reduziert wer- 
den. Es kommen interne Maßnahmen (d. h. Verrin- 
gerung der Verschmutzungsursachen an der Quelle 
durch Änderung des Herstellungsverfahrens) und 
externe Maßnahmen (Aufbereitung der Abwässer 
während und nach der Zellstoffherstellung) in Be- 
tracht. Durch diese Verfahren können der BSBs und 
der Schwebstoffgehalt der Emissionen um über 
95 v. H. verringert werden; ihre Einführung ver- 
ursacht jedoch zusätzliche Kosten. 

Besonders für manche Sulfitzellstoff- und Halbzell- 
stoffabriken könnte der Übergang zu solchen Ver- 
fahren mit einem besonders hohen Kostenaufwand 
verbunden sein, der wiederum erhebliche Besorg- 
nisse verursachen würde. 

So stellt sich die Lage dar, von der die Kommission 
auszugehen hatte. 

5. Bei der Ausarbeitung ihres Richtlinienvorschlags 
hat sie sich an die allgemeinen Grundsätze gehalten, 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 112 
vom 20. Dezember 1973 
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die in dem Aktionsprogramm der Europäischen Ge- 
meinschaften für den Umweltschutz, 1. Teil, Ab- 
schnitt II, festgelegt sind. Darin heißt es insbeson- 
dere: „Der beste Umweltschutz besteht darin, Um- 
weltbelastungen von vornherein zu vermeiden, an- 
statt später ihre Auswirkungen zu bekämpfen". 

Ferner wird folgendes hervorgehoben: 

„Wichtige Aktionen der Umweltschutzpolitik dürfen 
in den einzelnen Ländern nicht mehr getrennt von- 
einander geplant und durchgeführt werden. Die Um- 
weltpolitik muß in der Gemeinschaft harmonisiert 
werden, und die nationalen Programme auf diesem 
Gebiet müssen nach einem gemeinsamen langfristi- 
gen Konzept koordiniert werden." 

Nach Ansicht der Kommission muß die Koordinie- 
rung und Harmonisierung der Politik im Falle der 
Zellstoffindustrie mit der Festlegung technisch mög- 
licher und wirtschaftlich realistischer Emissionsnor- 
men beginnen; damit wäre ein wichtiger erster 
Schritt auf dem Wege zum Schutz der Umwelt getan. 

Die Kommission schlägt deshalb vor, auf Gemein- 
schaftsebene für die Zellstoffindustrie nach Maß- 
gabe der jeweiligen Herstellungsverfahren Emis- 
sionsnormen festzulegen. 

Damit es dennoch möglich ist, das Selbstreinigungs- 
vermögen der Aufnahmegewässer - sowie angemes- 
sene Kriterien für die Wasserqualität und die sozia- 
len und wirtschaftlichen lokalen Bedingungen - zu 
berücksichtigen, soll ein gewisses Maß an Elastizi- 
tät bei der Anwendung solcher Normen vorgesehen 
werden. Insbesondere sollten die Mitgliedstaaten, 
sofern die grundlegenden Emissionsnormen im 
Falle bestehender Anlagen am Ende eines Zehn- 
jahreszeitraums erreicht werden, die Freiheit haben, 
innerhalb dieses Zeitraums ein Programm zur Redu- 
zierung der Umweltbelastungen durchzuführen, das 
in jedem Einzelfalle alle erforderlichen Faktoren 
- aus Ökonomischer Sicht und vom Standpunkt des 
Umweltschutzes - in Betracht zieht. Da sie ferner 
den Zeitplan des Programms ändern können, sollten 
die Mitgliedstaaten auch die Möglichkeit haben, 
strengere Emissionswerte als diese Grundnormen 
festzulegen, sofern örtliche Gegebenheiten dies er- 
fordern. Bei Errichtung neuer Anlagen oder beim 
Ausbau vorhandener Anlagen sollten die Emissions- 
werte gemäß Tabelle 1 spätestens 12 Monate nach 
dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage zur 
Anwendung gelangen. Es wird anerkannt, daß Ge- 
zeitenwasser ein ganz anderes Selbstreinigungsver- 
mögen als Flußwasser haben kann und daß die für 
die Wirkungen der Abwassereinleitung maßgebenden 
Parameter bei Gezeitenwasser nicht die gleichen wie 
bei Flußwasser zu sein brauchen. Deshalb wird vor- 
geschlagen, daß die bestehenden Zellstoffabriken, 
deren Ableitungen im Gezeitenwasser keine nen- 
nenswerte Umweltbelastung verursachen, von der 
Einhaltung der Emissionsnormen gemäß Tabelle 1, 
die der Anlage zu dem Richtlinienentwurf ent- 
spricht, befreit werden können. 


Ein Mitgliedstaat kann somit, wenn er die obigen 
Kriterien als erfüllt betrachtet, vorhandene Fabri- 
ken im Einzelfalle von der Verpflichtung zur Ein- 
haltung der Emissionsnormen ausnehmen. Jede Ge- 
nehmigung dieser Art erlischt jedoch automatisch 
spätestens fünf Jahre nach dem Zeitpunkt ihrer Ge- 
währung. 

Die Frage einer weiteren Verlängerung wäre von 
der zuständigen Behörde unter Berücksichtigung 
folgender Punkte zu prüfen: Änderungen der Menge 
und Beschaffenheit der von der betreffenden An- 
lage abgeleiteten sowie aus anderen Verunreini- 
gungsquellen in der Region stammenden Abwässer, 
wirtschaftliche und technologische Fortschritte der 
Schadstoffkontrolle, Charakteristiken des betreffen- 
den Umweltbereichs und Anforderungen an das Auf- 
nahmegewässer. 

Im übrigen sieht das Aktionsprogramm folgendes 
vor: 

„Die Kosten für die Verhütung und Beseitigung der 
Umweltbelastungen sind vom Verursacher zu tragen. 
Es können jedoch gewisse Ausnahmen und Sonder- 
abmachungen, insbesondere in der Übergangszeit, 
zugelassen werden, sofern sich daraus keine bedeu- 
tenden Verzerrungen im Handel und in den inter- 
nationalen Investitionen ergeben." 

Die Kommission erkennt an, daß die Einhaltung 
der Emissionsnormen in bestimmten Fällen wirt- 
schaftliche Probleme schaffen und daher die Gewäh- 
rung besonderer Beihilfen erfordern kann. Die Kom- 
mission hat eine an die Mitgliedstaaten gerichtete 
Mitteilung zu dieser Frage (SEC 74/4264) ausgear- 
beitet. 

6. Kommentar zu einigen wesentlichen Punkten der 
Richtlinie: 

Emissionsnormen 

Diese Normen sind in der nachstehenden Tabelle 
angegeben. Sie weichen je nach Verfahren vonein- 
ander ab (es wurde vorstehend bereits gesagt, daß 
die Verschmutzungsprobleme bei den einzelnen Ver- 
fahren unterschiedlich sind). Sie ändern sich auch 
mit der benutzten Aufbereitungsmethode. So unter- 
scheiden sich die für die Ableitung von Schwebstof- 
fen Vorgeschlagenen Normen je nachdem, ob durch- 
lüftete Teiche für die Verringerung des bioche- 
mischen Sauerstoffbedarfs vorhanden sind oder nicht. 

Den Daten zufolge, die den Dienststellen der Kom- 
mission vorliegen, könnten die zur Erreichung der 
vorgesehenen Ableitungswerte erforderlichen zu- 
sätzlichen Kosten im Verhältnis zu den Kostener- 
höhungen bei anderen Produktionsfaktoren in den 
vergangenen Jahren ziemlich niedrig sein. Werden 
z. B. die Kosten 1970 für gebleichten Kraftzellstoff 
zugrunde gelegt, so könnte die Kostenerhöhung 
weniger als 5 v. H. betragen, während sie im Falle 
von Sulfitzellstoff und Halbzellstoff im Bereich von 
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Tabelle 1 





A 

B 3 ) 

v eria 

hren 

BSBs 

4 ) kg/t 

Schwebstoffe 

4 ) kg/t 

Schwebstoffe 

4 ) kg/t 

Sulfatzellstoff (Kraft) 

roh 

5 

2,5 

10 


gebleicht 

9 

10 

20 

Sulfitzellstoff 

mit Beseitigung oder 
Wiederverwendung 
der Kochlauge 

45 

12,5 

50 


ohne Beseitigung oder 

1 Wiederverwendung 

der Kochlauge 

1 

80 

15 

85 

Halbzellstoff 

Herstellungskapazität 
>150 t/Tag 

8 

5 

5 


Herstellungskapazität 
< 150 t/Tag 

60 

13 

60 

Holzschliff 

1 


5 ! 

1 

5 

5 


10 v. H. liegen könnte, wie aus der beigefügten 
technischen Anlage hervorgeht. Diese Kostensteige- 
rungen basieren auf einem Grundwert ohne Kontrol- 
len. Wahrscheinlich wird der auf die erforderlichen 
Maßnahmen zur Verringerung der Umweltbelastung 
entfallende Kostenanteil jedoch unter den vor- 
stehend genannten Sätzen liegen, da der Zellstoff- 
preis seit 1970 wesentlich schneller gestiegen ist 
als die Kosten der Umweltschutz technischen Aus- 
rüstungen. 

7. Technologie 

Die Kommission prüft zur Zeit, ob auf Gemein- 
schaftsebene Forschungs- und Entwicklungsarbei- 
ten zur Eindämmung der Umweltbelastung durch 
die Zellstoffindustrie notwendig sind. Sie wird bin- 
nen kurzem einen Bericht zu dieser Frage vorlegen. 

Der beigefügte Richtlinienentwurf basiert auf Arti- 
kel 100 des Vertrages, zur Gründung der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft; die Richtlinie dient 
dem Zweck, die Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
zu harmonisieren und so ein kohärentes System von 
Bestimmungen zu schaffen, das in allen Mitglied- 
staaten anwendbar ist. 


Vor der Ausarbeitung dieses Vorschlages hat die 
Kommission eine aus zuständigen nationalen Sach- 
verständigen bestehende Arbeitsgruppe konsultiert, 
die drei Sitzungen abgehalten hat; ferner hat sie 
eine Gruppe von Sachverständigen der Zellstoff- 
industrie der Mitgliedstaaten angehört, die einmal 
zusammengetreten ist. 


II. Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Organe ist gemäß 
Artikel 100 Absatz 2 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft erforder- 
lich. 


3 ) biologische Behandlung in durchlüftetem Teich 

4 ) Die Werte für BSB5 und Schwebstoffe können auch 
in Konzentrationen angegeben werden (z. B. mg je 
Liter Abwasser); in diesem Falle ist aber auch der 
Wasserverbrauch je Tonne hergestellten Zellstoffs zu 
messen, damit die Belastung schließlich in kg/t Zell- 
stoff ausgedrückt werden kann. 
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